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Für den Fall der Überschuldung oder der Zahlungsunfähigkeit 
der Unternehmen ist ein vollständig ausgeregeltes Verfahren 
zur Sicherung der Gläubigeransprüche notwendig. Dieser For­
derung entsprach die bislang geltende Gesamtvollstreckungs­
verordnung aus dem Jahre 1975 nicht in genügendem Maße. 
Sie entstand auf der Grundlage der Dominanz des rechtlich 
umfassend geschützten Volkseigentums und war dementspre­
chend im wesentlichen auf den Einzelschuldner ausgerichtet, 
der als Inhaber eines kleinen Privatbetriebes in Konkurs ging. 
Um die Gesamtvollstreckungsverordnung auch auf den Kon­
kurs mittlerer und größerer Unternehmen anwenden zu kön­
nen, waren zahlreiche Ergänzungen im Interesse eines funk­
tionsfähigen Verfahrens notwendig, wie z. B. die Eröffnung 
des Verfahrens durch richterlichen Beschluß, die Stellung und 
Aufgaben der Gläubigerversammlung und des Gläubigeraus­
schusses, die Sicherung von Arbeitnehmerinteressen, die An­
fechtung von Rechtshandlungen des Schuldners, der Zwangs­
vergleich und Regelungen über das Verfahren bei Auslands­
berührung.

Eine Novellierung der bisher geltenden Rechtsvorschrift 
war wegen der genannten Unzulänglichkeiten nicht ausrei­
chend, deshalb mußte eine neue Rechtsvorschrift erarbeitet 
werden. Die Ausarbeitung der Rechtsvorschrift vollzog sich in 
Abstimmung mit der „Arbeitsgruppe Insolvenzrechtsreform“ 
des Bundesjustizministeriums der BRD. Dort wird seit länge­
rer Zeit an der Reform des Konkursrechts gearbeitet, mit wel­
cher die überholte Konkursordnung aus dem Jahre 1877 durch 
ein neues Insolvenzverfahren ersetzt werden soll. Hinweise 
aus den dort vorliegenden Arbeitsergebnissen flössen in die 
neue Verordnung der DDR ein. Weitere Gesetzgebungsarbeiten 
werden ein gesamtdeutsches Insolvenzrecht zum Ziel haben. 
Für die 'Übergangsphase bis zu diesem Zeitpunkt entspricht 
die vorliegende Verordnung dem Regelungsbedarf der DDR. 
In der Verordnung werden die Rechte und Pflichten der Betei­
ligten exakt geregelt.

Die Besonderheiten des Gesamtvollstreckungsverfahrens 
gegenüber einem Einzelvollstreckungsverfahren bestehen ins­
besondere darin:

— Dieses Verfahren kann auch auf Antrag des Schuldners 
eröffnet werden, wenn die Voraussetzungen, wie Zahlungs­
unfähigkeit oder bei juristischen Personen auch die Über­
schuldung, vorliegen.

— Gläubiger benötigen zur Teilnahme am Gesamtvoll­
streckungsverfahren keinen vollstreckbaren Titel.

— Die Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis über sein 
Eigentum wird dem Schuldner durch Entscheidung des Ge­
richts entzogen und dem Verwalter übertragen. Dieser hat das 
Eigentum des Schuldners zu verwalten und zu verwerten. Da­
nach ist der Erlös gleichmäßig an die Gläubiger zu verteilen.

— Die Entscheidung darüber, welche Forderungen aner­
kannt und bei der Erlösverteilung berücksichtigt werden kön­
nen, treffen der Verwalter und die Gläubiger. Wird einer For­
derung nicht widersprochen, dann wird sie in das Verzeichnis 
der angemeldeten und anerkannten Forderungen aufgenom­
men und der Gläubiger nimmt mit dieser Forderung an der 
Erlösverteilung teil. Werden Forderungen nicht vollständig 
erfüllt, sind sie im Einzelvollstreckungsverfahren später wei­
ter durchsetzbar. Das heißt, daß nach Einstellung der Ge­
samtvollstreckung die Vollstreckung in neu erworbenes Ver­
mögen des Schuldners möglich ist.

Das bisherige Gesamtvollstreckungsverfahren wurde durch 
folgende Neuregelungen weiter ausgestaltet:

1. Bezeichnung aller möglichen Schuldner in § 1 Abs. 1, so 
neben natürlichen Personen auch juristische Personen und 
nichtrechtsfähige Personengesellschaften.

2. Funktionelle Zuständigkeit des Richters, sofern sie nicht 
dem Sekretär übertragen wird (§ I Abs. 2) und Eröffnung der 
Gesamtvollstreckung durch richterlichen Beschluß (§ 5).

3. Einbeziehung der Gläubiger in die unmittelbare Ver­
fahrensdurchführung zur gleichberechtigten Wahrung und 
Durchsetzung ihrer Interessen durch die demokratisch arbei­
tende Gläubigerversammlung und den von ihr gewählten 
Gläubigerausschuß (§ 15).

4. Erweiterung der Aufgaben, Kontrolle und weiteren 
Tätigkeit des Verwalters (§§ 8 bis 14); insbesondere die An­
fechtung von Rechtshandlungen des Schuldners (§ 10).

5. Widerspricht der Verwalter oder ein Gläubiger der an­
gemeldeten Forderung, ist diese in einem gesonderten Verfah­
ren geltend zu machen.

6. Neben dem klassischen Fall der Liquidation des Schuld­
nervermögens bietet die Gesamtvollstreckungsverordnung die 
Möglichkeit der Sanierung eines insolventen Unternehmens, 
auch durch Abschluß eines die Gesamtvollstreckung beenden­
den Zwangsvergleichs (§ 16).

7. Als Besonderheit regelt die Verordnung die Möglich­
keit der Restschuldbefreiung. Diese Regelung stellt eine Wei­
terentwicklung zu den meisten geltenden Konkursvorschriften 
dar. Ihr Anliegen ist darin begründet, über eine für Gläubi­
ger und Schuldner gleichermaßen akzeptable Lösung die wei­
tere Existenz des Schuldners zu sichern. Eine Vollstreckung 
nach Beendigung des Gesamtvollstreckungsverfahrens soll nur 
möglich sein, wenn der Schuldner, über ein angemessenes Ein­
kommen hinaus, zu neuem Vermögen gelangt, in das dann 
vollstreckt werden kann (Restschuldbefreiung).

Charakteristisch für die Neuregelung ist, daß die Durch­
führung des Verfahrens im wesentlichen den Beteiligten ob­
liegt, wobei das Gericht nur Leitungs- und Aufsichtspflichten 
wahrnimmt. Es ist ein Verfahren der staatlich überwachten 
Selbstverwaltung und dient dem Ziel, die Gläubiger aus dem 
pfändbaren Vermögen des Schuldners, unter Ausschluß eines 
individuellen Einzelzugriffs, gleichmäßig zu befriedigen.

Mit der neuen Gesamtvollstreckungsverordnung wurde der 
Praxis eine Rechtsvorschrift übergeben, die auch im Fall einer 
Insolvenz von Unternehmen die Funktionstüchtigkeit der so­
zialen Marktwirtschaft gewährleistet.
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Die Vollstreckung in Grundstücke und Gebäude war unter 
den Bedingungen sich verändernder Eigentums- und Schuld­
verhältnisse komplexer als in der GrundstücksvollstrVO von 
1975 auszuregeln, um Gläubigeransprüche durchsetzen und 
erforderlichenfalls sichern zu können. Um den veränderten 
gesellschaftlichen Verhältnissen Rechnung zu tragen, war eine 
Angleichung an das in der BRD geltende Zwangsverwaltungs­
und Zwangsversteigerungsgesetz notwendig. Die bislang gel­
tenden staatlichen Reglementierungen im gerichtlichen Ver­
kaufsverfahren waren rigoros zu beseitigen, so daß eine freie 
Versteigerung ohne Bietergenehmigung und Bestimmung eines 
höchstzulässigen Verkaufspreises möglich wurden.

Die Rechtsangleichung wurde im wesentlichen so vorge­
nommen, daß anstelle des bisherigen gerichtlichen Verkaufs­
verfahrens die Zwangsversteigerung eingeführt wurde; zu­
sätzlich wurde als weitere Vollstreckungsmaßnahme zur Si­
cherung von Zahlungsansprüchen die Zwangshypothek gere­
gelt. Auf eine Zwangsverwaltung, wie sie die bundesdeutsche 
Regelung vorsieht, wurde wegen ihrer geringen praktischen 
Bedeutung wie bisher verzichtet.

Mit der Einführung der Zwangsversteigerung zum Meist- 
gebot werden folgende zwei Hauptwirkungen erzielt:

1. In der Versteigerung gibt es keine bevorrechtigten Bie­
ter mehr. Der Erlös dient einer möglichst umfassenden Be­
freiung des Schuldners von gegen ihn gerichteten Zahlungs­
ansprüchen.

2. Der durch freie Versteigerung erzielte Erlös ermöglicht 
eine umfassendere Befriedigung der Gläubigerforderungen.

Im Versteigerungsverfahren gilt der Grundsatz, daß der 
Zuschlag nur an den Meistbietenden erfolgen kann. Dieses 
Meistgebot darf aber nicht unter dem vom Gericht festgesetz­
ten geringsten Gebot liegen. Mit der Rechtskraft des verkün­
deten Zuschlagsbeschlusses wird der Ersteher Eigentümer des 
versteigerten Grundstücks. Der erzielte Versteigerungserlös 
wird dann im Verteilungstermin zur Befriedigung der Gläu­
bigeransprüche nach einer rechtlich geregelten Rangfolge ver­
teilt.

Folgende neue Rechtsinstitute wurden in die Verordnung 
aufgenommen:

1. Die Zwangshypothek (§5) — als eine Vollstreckungs­
maßnahme zur Sicherung der Forderung des Gläubigers. Aus 
dieser kann er darüber hinaus Befriedigung aus den anfallen­
den Hypothekenzinsen erlangen.

2. Die Zwangsversteigerung (§ 7 ff.) charakterisiert die 
freie Versteigerung des Grundstücks zum höchstmöglichen


